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Keueſte Tagesnachrichten

Jn Braunſchweig iſt eine rein ſozialiſtiſche
Kegierung gebildet worden,
Mehrheit haben.

Jn mehreren Städten Weſtdeutſchlands und be
ſonders in Osnabrücck iſt es zu erneuten ſchweren Aus
ſchreitungen wegen der Teuerung der Lebens-
mittel gekommen.

x Der Landarbeiterſtreik in Pommern hat ſich
verſchärft. Es kamen Plünderungen auf Guts
höfen vor.

Die Alliierten haben beſchloſſen, ſtatt der Geſchäfts
träger Botſchafter nach Berlin zu entſenden.

Der neue Erzberger- Prozeß iſt auf den 9. Juli
anberaumt worden.

M äuvor neuen Schwierigkeiten
Das W. T. B. veröffentlichte geſtern abend bereits die

Miniſterliſte, die ſich aus den Beſprechungen Fehrenbachs
mit den einzelnen Parteien ergeben hatte. In letzter Stunde
jedoch kam von Berlin die Nachricht, dieſe Liſte der offiziellen
Kabinettsbildung nicht zu veröffentlichen. Erklärungen
dazu wurden nicht gegeben. Es muß alſo angenommen
werden, daß inzwiſchen neue Schwierigkeiten ſich in Berlin
ergeben haben.

Wie gemeldet wird, haben General Groener und
Geheimrat Simons die ihnen angetragenen Miniſter
poſten angenommen. General Groener wird das
Verkehrsminiſterium, Geheimrat Simons die Leitung des
Auswärtigen Amtes übertragen werden.

Die Zenkrumsminiſter bleiben auf ihrem Poſten, ebenſo
die demokratiſchen Miniſter Koch und Geßler.

h. Berlin, 22. Juni.
Die erſte Sitzung des Reichstages dürfte, ſo

meldet unſer Sonderberichterſtatter, nur eine formelle Sitzung
ſein, in der die Präſidentenwahl vorgenommen werden
wird. Der Reichstag wird ſich dann bis Dienstag, den 29. Juni,
vertagen und an dieſem Tage dürfte dann auch das ue
Kabinett ſich dem Hauſe vorſtellen.

Eine rein ſozialiſtiſche Regierung
in Braunſchweig

B. Braunſchweig, 22. Juni.
Die vor zwei Wochen eingeleiteten, bisher ergebnisloſen Ver-

handlungen zur Bildung einer neuen Braunſchweiger
Regierung wurden heute mit der Wahl eines unab
hängig-mehrheits ſozialiſtiſchen Miniſteriums
zu Ende geführt. Zum Miniſterpräſidenten wurde der Unab-
hängige Sepp Oerter gewählt, der ſchon im Frühjahr 1919
während der Herrſchaft der Unabhängigen in Braunſchweig eine
große Rolle ſpielte. Juſtizminiſter wurde Junke und Kultus-
miniſter der Volksſchullehrer Sievers, die beide der Fraktion
der Unabhängigen angehören. Zum Arbeitsminiſter wurde der
Mehrheitsſozialiſt Steinbrecher und zum Ernährungs- und
Handelsminiſter der Mehrheitsſozialiſt Antrick wiedergewählt.
Die Unabhängigen, die auch den Präſidenten des Landtags
ſtellten, haben im Braunſchweiger Miniſterium mit 3 gegen 2
Stimmenmehrheit. Die im Landeswahlverband ſelbſt ver
einigten Rechtsparteien erklärten, daß ihre Bemühungen ver
gebens geweſen ſeien, das Land Braunſchweig vor einer Unab-
hängigen Regierung zu bewahren. Es ſei wohl bisher nicht das
Ziel der Unabhängigen, in Braunſchweig eine Art ſozialiſtiſchen
Muſterſtaat zu ſchaffen, als vielmehr eine Zentrale zu erreichen,
von der bei einem Umſturz die Fäden in die verſchiedenen
Landesteile ausliefen. Das Braunſchweiger Volk in ſeiner Ge
ſamkheit muß durch das Fegefeuer dieſer unabhängigen Re
gierung hindurch, um geläutert zu werden. Das Zuſtande
kommen einer ſolchen Regierung ſei zu bedauern, zumal ſie mit

der Reichsregierung unmöglich zuſammen
arbeiten könne. Trotzdem würden die rechtsſtehenden
Parteien unter der Unabhängigen Regierung zur Mitarbeit be
reit ſein, ſoweit es ſich um ſachliche Arbeit zum Wohle
des ganzen Landes handelt, im anderen Falle würden ſie
alle Mittel anwenden, um Oppoſition zu treiben.

Generalſtreik am 25. Juni?
Eine kommuniſtiſche Konferenz in Berlin.

b. Berlin, 23. Juni.
Eine geheime 31447277 e Konferenz der

Kommuniſtiſchen Partei Deutſchlands über den
Wahlausfall und die politiſche Lage iſt in Berlin abgehalten worden. An Stelle von Dr. Levi, der in Hamburg war,
leitete Klarga Zetkin die Konferenz. Zwei Mitglieder des ehe-
maligen roten Berliner Vollzugsausſchuſſes und als Vertreter
Sowjetrußlands Geſandter Kopp nahmen an dieſer geheimen

onferenz teil.
Zunächſt wurde Klage darüber geführt, daß die Propaganda

für die Wahlen und der ganze Wahlkampf ſchlecht geführt wor-
den Ueber die Löſung der Regierungskriſe wurde geſagt,
daß das vparlamentariſche Syſtem mit dem Wahlaus-
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Mittwoch, 25. Juni

gang bewieſen habe, daß dieſes Syſtem heu uzzg
ohne jede Exiſtenzberechtigung ſei, da es in den
dringendſten Fällen verſage. Befriedigung wurde darüber aus-
eſprochen, daß die Unabhängigen nicht an der Regierungshidung teilnehmen. Ein Leipziger Delegierter beantragte, die

Parteileitung ſolle die örtlichen Parteileitungen anweiſen, mit
den Betriebsräten zur Abſtimmung über die Herbeifüh-
rung des Generalſtreiks am 25. Juni dem Tage nach
der Parlamentseröffnung in Verbindung zu treten. Nach
Einlauf des Abſtimmungsergebniſſes ſollen die Ortsgruppen
weitere Direktiven von der Zentrale erhalten.
Schließlich wurde noch die Frage der Bewaffnung der Ar-
beiterſchaft behandelt.

Die ungeheuren Kusgaben Preußens
Ein neues Etatnotgeſetz. Finanzdebatten in Sicht.

h. Berlin, 22. Juni.
Der preußiſchen Landesverſammlung iſt ein neues Etat-

notgeſetz zugegangen, das die Regierung ermächtigt, bis zur
endgültigen Verabſchiedung des außerordentlichen Etats alle
laufenden Ausgaben bis Ende September zu leiſten. Dem
Reichstag wird ein gleiches Geſetz mit neuen Ausgaben in be
trächtlicher Höhe zugehen, da alle Voranſchläge überſchritten
wurden und die Einnahmen ſtark zurückgegangen ſind. Zu-
nächſt werden vom Reichsfinangzminiſterium neue Kreditvorlagen
in Höhe von 14 700 Millionen Mark für die Zeit Juli--Sep-
tember 1920 angefordert, die infolge der Defizite bei den ein-
zelnen Reſſorts, nämlich bei Eiſenbahn, Poſt, Wiederaufbau,
Kriegsfolgen, in Erſcheinung getreten ſind. Bei Beratung dieſer
Vorlage ſoll auch die augenblickliche Reichsſteuerpolitik einer
Beſprechung unterzogen werden, da das neue Lohnabzugsver-
fahren neue Streiks und neue Lohnforderungen herauf-
beſchwört.

Der Verfaſſungsausſchuß der preußiſchen Landesverſamm-
lung hat die künftige Legislaturperiode gegen die
ſozialdemokratiſchen Stimmen auf vier Jahre feſtgeſetzt. Die
Neuwahl hat bei regelmäßigem Ablauf der Wahlperiode vor
deren Ende ſtattzufinden. Die Regierung beruft den neuge-
wählten Landtag. Auf Verlangen eines Fünftel der Abge-
ordneten muß er jederzeit einberufen werden.

Die Verminderung unſeres Heeres
Ein neuer Aufſchub beantragt.

w. Berlin, 22. Juni.
Von zuſtändiger Stelle wird über die Heeresvermin-

derung und die Erfüllung des Friedensvertrages folgendes
mitgeteilt: Einſchließlich der Truppen in der neutralen Zone be
trug die Heeresſtärke am 5. Mai 213 065 Mann, und am
31. Mai 200 000 Mann. Da die Konferenz in Spa über den An
trag der deutſchen Regierung, dauernd ein 200 000 Mann--Heer
halten zu dürfen entſcheiden ſoll, die Herabminderung des
Heeres auf 100 000 Mann aber nach dem Friedensvertrag be
reits am 10. Juni durchgeführt ſein ſollte, während die Kon
ferenz auf den 5. Juli oder noch weiter verſchoben wird, ſo hat
die Reichsregierung am 3. Juni eine Verlängerung der Friſt
beantvragt.

Jn Erfüllung des Friedensvertrages ſind die Beſtände an
Geſchützen, Gewehren und Maſchinengewehren und Munition
weiter vermindert worden. Die ReichsTreuhandgeſellſchaft hat
von den ihr übergebenen 1 724 000 Gewehren bisher 1 280 000 ver
ſchrottet, von 40 800 Maſchinengewehren 24 500 und von 85 000
Geſchützen 19 400. Außerdem ſind große Mengen Gewehre und
Maſchinengewehre, Munition, Handgranaten, Sprengſtoffe und
Artilleriegeſchoſſe vernichtet worden. Auch die Schleifung ſämt
licher Feſtungen, außer Pillau, Swinemünde, Königsberg, Ulm
und Küſtrin, welche Deutſchland nach dem Friedensvertrage noch
halten darf, iſt in Arbeit und dürfte terminmäßig beendet werden.

Lebensmittelkrawalle in Weſtdeutſchland
b. Osnabrück, 22. Juni.

Die Lage in Osnabrück, wo es in letzter Zeit wiederholt zu
Ausſchreitungen wegen der hohen Lebensmittelpreiſe gekommen
war, hat ſich geſtern ſehr verſchärft. Auf dem Wochenmarkte kam
es zunächſt zu einem Käuferſtreik und dann wurde, allerdings
veichlich ſpät, durch die Polizei eine erhebliche Herabſetzung der
Preiſe für die Obſtſorten angeordnet. Jnfolge einer unvor
ſichtigen Aeußerung einer Gemüſehändlerin ſtürmte die Bevölke
rung deren Laden und plünderte ihn aus. Dann ging man in
die nächſten Lebensmittelläden und verfuhr dort in derſelben
Weiſe. Wo nicht alles geraubt wurde, da re von einſichtigen
Leuten zugunſten der Geſchäftsinhaber die Ware zu angemeſſe-
nen Preiſen verkauft und der Erlös dem Geſchäftsinhaber über-
geben. Einige Schuhwarengeſchäfte wurden faſt gänzlich ausge
räumt und ausverkauft, und zwar das Paar Stiefel oder Schuhe
von 200 Mark und darüber, zu dem Einheitspreiſe von 50 Mark.
Auch die Gaſtwirtſchaften und Hotels wurden nach Lebensmitteln
unterſucht und „ausverkauft“, wo ſich Vorräte vorfanden. Zum
Schuhe der Gefhäſswelt wurde aus Hannover eine Hundertſchaft
der grünen Sicherheitspolizei herbeigerufen, der es im Verein
mit der hieſigen Polizei und der Ortswehr gelang, weitere Plün-
derungen zu verhüten. Da die Menge eine drohende Haltung
anngahm, ſo die Ortswehr genötigt, einige Schüſſe abeugeben,
durch die eine Anzahl Einwohner verwundet wurde. Die Le-
bensmittelunruhen haben bis jetzt offenbar keinen politiſchen
Charakter. Die Unabhängigen Osnabrücks ließen ein Fluagblatt
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verkreiten, in dem es u a. heißt: „Laßt Euch von den Hetzern
nicht zu Gewalttätigkeiten hinreißen, denn dieſe Schurken ver
ſuchen hier wie in vielen anderen Städten ein Blutbad unter dem
Volke anzurichten. Wahrt Ruhe und Beſonnenheit!“

Jn Krefeld zog nach einer Maſſenkundgebüng, die die Mehr
heitsſozialiſten gegen die Teuerung veranſtaltet hatte, eine große
Menge zur Markthalle und plünderte ſie vollſtändig aus. Gegen
abend ſtürmte die Menge das Warenhaus von Leonhard Tietz,
zertrümmerte ſämtliche Schaufenſter, warf ſämtliche Waren aus
allen Stockwerken aus den Fenſtern auf die Straße und ver
ſchleppte ſie. Auch mehrere andere Geſchäftshäuſer, vorwiegend
Schuhwarengeſchäſte, waren der Wut der aufgeregten Menge
ausgeſetzt, die die Schaufenſter einſchlug und die Auslagen
raubte. Die Schutzmannſchaft war vollſtändig machtlos. Erſt in
den Abendſtunden gelang es der belgiſchen Beſatzungsbehörde, die
Ordnung wieder herzuſtellen. Bei den Zuſammenſtößen wurden
zahlreiche Perſonen verletzt. Bei den Unruhen haben, wie der
Behörde jetzt bekannt geworden iſt, rechtsrheiniſche Spartakiſten
ihre Hand im Spiele gehabt. Der durch die Plünderungen ange
richtete Schaden wird auf mehrere Millionen Mark geſchätzt.
Die hieſige Lebensmittelkommiſſion hat beſchloſſen, Obſt, Ge
müſe und andere Lebensmittel in großen Mengen aufzukaufen
und zum Selbſtkoſtenpreiſe an die Bevölkerung abzugeben.

Jn Frankfurt a. M. entſtand infolge der hohen Obſtpreiſe
heute auf dem Markte ein großer Krawall, der dazu führte, daß
die erregte Menge die Obſtſtände ſtürmte.

Aus Häniſch's reaktionärer Rumpelkammet
Man ſchreibt uns:
Es iſt geradezu erſtaunlich, mit welcher Geduld ſich das

Bürgertum von ſeinen roten Zwingherren behandeln läßt. Bei
der Gleichgültigkeit des Bürgertums iſt es ſelbſtverſtändlich, daß
Lächerlichkeit in Deutſchland nicht tötet, obgleich man beinghe
alle Tage Dinge hört, die früher jeden Miniſter, ja jeden Beam-
ten zur eiligſten Flucht ins Privatleben verholfen hätten. So
kann es nur in Deutſchland vorkommen, daß ein bereits im März
erſchienener Erlaß des Kultus(?) Miniſters Häniſch, der in d
Zeitungen abgedruckt war, keine Beachtung findet, obgleich er i
geradezu ungeheuerlicher Weiſe in die Elternrechte eingreift.

Satz 6 dieſes Erlaſſes vom 11. März 1920 über das Vereins
recht der Schüler lautet wörtlich:

„6. Wahlunmündigen Schülern iſt der Beitritt zu partei-
politiſchen Vereinigungen und die Teilnahme anihren
Veranſtaltungen verboten“.

Seit wann beſtimmt der Miniſter eines Landes über Dinge,
die nur reichsgeſetzlich feſtgelegt werden können, durch einen ganz
gewöhnlichen Miniſterial-Erlaß? Daß die Verfaſſung ihren
Erzeugern nur ein Fetzen Papier iſt, wiſſen wir ſchon lange;
hier wird gegen ihren Sinn und Geiſt in einer Weiſe verſtoßen,
wie es geradezu unerhört iſt.

Ohne uns lange mit ſtagtsrechtlichen Fragen aufzuhalten,
wollen wir gleich die praktiſche Seite dieſes Punktes 6 betrachten
Der Miniſter verfolgt mit ſeinem Erlaß folgende Abſicht: 9 er
ſchulentlaſſene Austrägerjunge, der Schloſſerlehrling, der Pikkolo,
der 16jährige „Kaufmann“ (d. h., er will erſt einer werden), das
Tippfräulein von 17 Lenzen, der Kochlehrling, die alle dürfen an
politiſchen Veranſtaltungen teilnehmen, weil ſie zwar Lehrlinge,
aber keine „Schüler“ i. S. des Erlaſſes mehr ſind. Aber die
Jugend des lammesgeduldigen Bürgertums, näm
lich die Schüler und Schülerinnen höherer Lehranſtalten, um die
es ſich allein handeln kann nach dem Erlaß, die dürfen politiſche
Veranſtaltungen nicht beſuchen.

„Fein ausgeſonnen, Pater Lamormain.“ Nur ſchade, daß
fich kein ſelbſtbewußter Menſch an dieſen Erlaß halten wird.
Mir als Vater kann kein Miniſter und ſei er noch ſo veaktio
när verbieten, daß ich mit meinem 17jährigen Jungen, dec
vermutlich zu Oſtern 1921 das Gymnaſium nach beſtandenem
Examen verlaſſen wird, in eine politiſche Veranſtaltung gehe, bei
der Waentig oder Häniſch, oder gar Roethe oder Traub, ſpricht;
er kann auch nicht verbieten, daß der Junge mit meiner Erlaub
nis ſeine ältere, derheiratete Schweſter oder ſeinen jün geren
Bruder, der Technikerlehrling iſt, in eine politiſche Veranftal-
tung begleitet. Denn das zu erlauben oder zu verbieten iſt
meine Sache, iſt Eltern recht und geht den Herrn Miniſter
gar nicht s an. Und es wäre in dieſen demokratiſchen Zeit
läuften überhaupt noch beſſer, wenn dieſer Herr Miniſter meinem
Jungen, weil der eine höhere Lehranſtalt beſucht, etwas verbieten
wollte, was jeder gleichaltrige Bäckerlehrling tun darf, ohne lange
fragen zu müſſen.

Dies Verbot iſt gar nicht durchführbar. Jedenfalls bedeutet
es eine Plage für die Lehrerſchaft. Die Lehrer ſind unter keinen
Umſtänden dazu da, polizeiliche Aufgaben zu erfüllen und abends
die politiſchen Verſammlungen darauf zu muſtern, ob einer ihrer
Schüler anweſend iſt, und ſich dann womöglich in Auseinander
ſetzungen mit den Vätern ſofort oder tags darauf einzulaſſen, die
wahrſcheinlich den Lehrer in di e Schranken zurückweiſen würden,
die der Herr Miniſter aus parteipolitiſchen Gründen mut
willigſt mißachtet hat.

Was dem Pifkkolo recht iſt, iſt dem Schüler einer höheren
Lehranſtalt billig, und der Herr Miniſter wird ſich ſchön in die
Neſſeln ſetzen, wenn er es wagen ſollte, ſeinen dem Geiſt und
der Verfaſſung hohnſprechenden Srlaß, durch den die Kin
der des allzugeduldigen Bürgertums, die höhere Schulen be
ſuchen, in politiſcher Unkenntnis und Unbildung
erhalten werden ſollen, in die rauhe Wirklichkeit zu
überführen.
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Der Boykott gegen Ungarn
Die Machenſchaften der roten Gewerkſchaften.

Die roten Gewerkſchaften fühlen ihre Macht. Vor wenigen
Monaten ſetzten ſie durch, daß bei uns in Deutſchland neu zu
ernennende Miniſter ihre Genehmigung haben müßten, und
wenn wir in der jetzigen Kriſis nichts von ihnen hören, ſo liegt
das nur daran, daß die ſozialdemokratiſchen Parteien abſeits
ſtehen. Jm Generalſtreik glauben ſie über ein unter allen Um-
ſtänden erfolgreiches Mittel zu verfügen. Nun aber ſoll der
Generalſtreik auch im Verkehr der Staaten untereinander ange-
wendet werden, und zwar auf Befehl der Leitung der internatio-
nalen Gewerkſchaften, die ſich hier mit aller Dreiſtigkeit eine
Macht anmaßen, die der geprieſene Völkerbund für ſich in An
ſpruch nehmen will. Der Feind iſt Ungarn. Dieſes unglückliche
Land hat unter Herrſchaft der Bela Kun und ſeiner wie er meiſt
jüdiſchen Spießgeſellen Furchtbares erlitten, und wenn ſich nun
nach dem Sturz dieſer Schandherrſchaft bei den Unterdrückten
Rachegefühle regen, ſo iſt das nur zu begreifen. Aber was da zu
viel geſchehen ſein mag, reicht nicht entfernt heran an die
Schauergeſchichten vom „Weißen Terror“, mit denen die Freunde
des in öſterreichiſchem Gewahrſam ſicheren Bela Kun die Preſſe
der ganzen Welt verſorgen. Die ungariſche Regierung ſtand
dieſen Verleumdungsfeldzug ſo machtlos gegenüber wie Deutſch
land ſeinerzeit dem der Northcliffepreſſe, fühlte ſich aber in ihrem
guten Recht und iſt nun entſchloſſen, den bolſchewiſtiſchen
Schreckensmännern, denen nicht wie Bela Kun die Flucht über
die Grenze gelungen war, den Prozeß zu machen. Jn dieſem
Augenblick nun treten die Roten Gewerkſchaften in Tätigkeit. Sie
verhängen über Ungarn den Verkehrsſtreik, kein Eiſenbahnzug,
kein Damfer darf ſeine Grenze paſſieren, jeder Poſtverkehr ſoll
unterbunden werden. Jn der Nacht vom 19. zum 20. Juni iſt
dieſe Verkehrsſverre, die vollſtändig die Wirkung der ſchärfſten
Blockade hat, in Kraft getreten, ohne daß man auf die Meinung
der ungariſchen Arbeiter ſelbſt irgend welche Rückſicht genommen
hat. So wird hier ein ganzer Staat vergewaltigt, während man
ein Eingreifen der Entente gegen Rußland mit ſcheinheiliger
Berufung auf das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker zu hinter-
treiben ſucht. Wer aber die ſozialdemokratiſche Preſſe verfolgt,
wird finden, daß es ſich hier nur um einen erſten Verſuch han
delt. Es gilt, die Souveränität der geſetzmäßigen Staatsgewalten
auszuſchalten zugunſten der Willkür der internationalen Ge-
werkſchaftszentrale. „Es wird, wenn nicht alle Zeichen täuſchen,
ſehr bald die Gelegenheit zum Eingreifen auch in anderen An
gelegenheiten gegeben werden,“ ſagt die Wiener „Arbeiterzei-
tung“ und denkt vielleicht an Polen, wenn dieſes im Kampf
gegen das bolſchewiſtiſche Rußland bedeutende Erfolge haben
ſollte, an denen es allerdings bis jetzt durchaus gefehlt hat. Aber
es bieten ſich hier die weitgebendſten Möglichkeiten. Hat der
Bohkott Erfolg, ſo bewirkt er in der Tat die Zerſtörung der
Grundlagen nicht nur des Verkehrslebens, ſondern ganz allge
mein der Beziehungen der Staaten untereinander. Dem Ziel
der Diktatur des Proletariats wäre man ein großes Stück näher
gekommen. Will das Bürgertum ruhig zuſehen, wie die Macht
der roten Gewerkſchaften immer unheimlicher anſchwillt? Und
will die Arbeiterſchaft tatſächlich auf dieſem Wege Gefolgſchaft
leiſten, der doch letzten Endes mit der Lahmlegung des geſamten
Unternehmertums die Verelendung gerade der Arbeiterſchichten
zur Folge haben muß?

Der Oberſte Rat in Boulonne
Deutſchlands Schuld in Raten. Botſchafter in Berlin.

w. Boulogne, 22. Juni.
Der Berichterſtatter der „Agence Havas“ hat auf der Kon-

ferenz den Eindruck gewonnen, als ob ſich die franzöſiſchen und
engliſchen Sachverſtändigen über den Tilgungsplan der
deutſchen Schuld einig ſeien. Die Alliierten würden
die Geſamtſumme feſtſtellen, die Deutſchland in Raten, deren
Beträge beſonders beſtimmt würden, zu zahlen habe. Dieſe
Raten würden ſich von ſelbſt ergeben und nur von gewiſſen Fak-
toren abhängen, die aber ein Schiedsgericht wie die Wiedergut-
machungs- Kommiſſion nicht bedürften. Der Plan ſtellt nicht nur
die Geſamtſumme der von Deutſchland zu zahlenden Wiedergut-
machung feſt, ſondern beſtimmt auch die von Deutſchland jährlich
zu zahlenden Beträge.

Die Delegierten der Großmächte haben beſchloſſen, ſich in
Zukunft nicht mehr durch Geſchäftsträger, ſondern durch Bot
ſchafter in Berlin vertreten zu laſſen. Die Konferenz in Spa
iſt vorläufig auf den 5. Juli angeſetzt. Es ſollen noch neue
Delegierte beſtimmt werden.

w. Paris, 22. Juni.
Der Korreſpondent des „Echo de Paris“, Pertinax, berichtet

aus Boulogne, Millerand verbleibe auf ſeinem Standpunkt von
San Remo, die Alliierten müßten Deutſchland, wenn nötig, mit
Gewalt allerdings nicht durch die Beſetzung
neuer Gebietsteile zur Erfüllung ſeiner Verpflich-
tungen zwingen. Wenn Deutſchland die vorgeſchriebenen
Zahlungen nicht leiſte oder ſchlechten Willen beweiſe, müſſen die
Alliierten die Zölle und andere Einnahmen Deutſchlands be
ſchlagnahmen.

Pertinax berichtet dem „Echo de Paris“ aus Boulogne, auf
Jtaliens Forderung nach einer 20prozentigen Beteiligung an

abgelehnt werden könnte.

den Zahlungen Deutſchlands habe man geantworket, daß die an
ſich wohl berechtigte Forderung aus dem Friedensvertrag nicht

Man dürfe den Vertrag nicht von
Grund aus umſtürzen. Graf Sforza habe entgegnet, daß
Italien 30 Milliarden Militärpenſionen zu zahlen habe. Man
habe ihm mit einem Hinweis auf Jtaliens Annexionen er-
widert, die mit der Wiedererlangung von ElſaßLothringen nicht
verglichen werden können, weil Frankreich nur ehemaliges
Eigentum wiedergewonnen habe. Pertinax glaube nicht, daß
eine Einigung in dieſer Frage für den Augenblick möglich ſei.

Wie der Berichterſtatter der „Jnformation“ aus Boulogne
mitteilt, iſt die Friſt für die Entwaffnung Deutſch-
land s über den 10. Juli hinaus verlängert, weil es bis zu
dieſem Tage durchaus unmöglich ſei, das geſamte Kriegs-
material zu zerſtören. Hinſichtlich der von Deutſchland zu
zahlenden Entſchädigungsſumme ſei geſtern noch nichts End-
gültiges beſchloſſen worden.
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Der polniſche Größenwahn
Ein Polenreich mit Oſtpreußen.

h. Berlin, 22. Juni.
Zwiſchen Polen und der Ukraine iſt ein Geheimver-

trag abgeſchloſſen worden, der zwar erſt aus einem politiſchen
Abkommen beſteht. Danach ſoll ein Polen von Riga bis
Odeſſa geſchaffen werden, auch ſoll Oſtpreußen freiwillig
ſich dieſem groß polniſchen Staat anſchließen. Zu dieſem Zwecke
ſollen überall, wie in Rheinland und Weſtfalen geſchehen iſt,
Loslöſungsbeſtrebungen in Oſtpreußen inſzeniert werden. Eine
Beſtätigung haben die bekanntgewordenen großpolniſchen Pläne
auch dahin gefunden, daß der Berliner ukrainiſche Geſandte
einem Ausfrager der in Berlin erſcheinenden ruſſiſchen Zeitung
auf die Frage, was mit den außerhalb der polniſchen Grenze von
1772 gelegenen Gebieten werden ſoll, außerordentlich ausweichend

geantwortet hat.

Dr. holtum in Freiheit
w. Marienwerder, 22. Juni.

Die Nachrichtenzentrale des deutſchen Ausſchuſſes für Weſt
preußen in Marienwerder meldet: Der Vorſitzende der inter
alliierten Kommiſſion in Marienwerder, Exzellenz Pavia, hat
dem deutſchen Bevollmächtigten für das weſtpreußiſche Abſtim
mungsgebiet, Grafen Baudiſſin, folgendes Telegramm des
italieniſchen Geſandten in Warſchau mitgeteilt: Warſchau,
21. Juni. Der Miniſter des Auswärtigen teilt mir ſoeben mit,
daß er heute morgen Befehl gegeben habe, Dr. Holtum in Frei-
heit zu ſetzen. Thomaſini.

wider alles Völkerrecht
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

c. Metz, 22. Juni.
Das Metzer Kriegsgericht verurteilte geſtern in contumaciam

den Major Conturier im 14. Bayeriſchen Jnf.Regt. zu
15 Jahren Zwangsarbeit, den Hauptmann von Schorlemer
vom 65. Preußiſchen Jnf.-Regt. zu 20 Jahren Zwangsarbeit.
Die Offiziere waren angeklagt,
ſtörung eines Gutshofes, der einem franzöſiſchen Beamten im
Epinal gehört hat, verſchuldet zu haben.

c. Baſel, 22. Juni.
Die „Morningpoſt“ meldet:

Jm Unterhauſe erwiderte Bonar Law auf eine Anfrage,
daß die Frage einer Aburteilung des deutſchen Kaiſers nicht als
erledigt gelten könne, wenn auch zurzeit keine weiteren Schritte
in dieſer Angelegenheit unternommen werden. Es wird die Bil-
dung des internationalen Gerichtshofes im Haag abgewartet,
deſſen Entſcheidung maßgebend ſei, ob und in welcher Weiſe
Kaiſer Wilhelm II. zur Verantwortung gezogen werden ſoll.

Die Lage in Albanien
b. Rom, 21. Juni.

Laut „Tribuna“ bot Griechenland Jtalien zur Ent
laſtung Valonas griechiſche Truppen an, die in Südalbanien ein
marſchieren t Ebenſo deutete Serbien an, daß es nötigen-
falls in Nordalbanien militäriſch eingreifen werde, während der
im Bund mit der Belgrader Nationalpartei ſtehende Neſitſch Bei
in Skutari intervenieren wolle. Die „Jdea Nagzionale“ ſchreibt:
Das Falliment der Orientpolitik der Ententeſei ſo total, daß auch die Reviſion total ſein müſſe. Wenn
der SanRemoVertrag heute als ſchwerer Fehler erkannt werde,
den man korrigieren müſſe, ſo gelte dies noch mehr von dem
ſchmählichen griechiſch italieniſchen Vertrage, der aufgehoben wer-
den müſſe, wenn auch der Schwindler Venizelos darüber Zeter
mordio ſchreie.

Halle und Amgebung
H alle, 23. Juni.

Straßenbahnſorgen
Es wird uns geſchrieben:
Es mutet eigentlich merkwürdig an, wenn jetzt immer von

der kranken Straßenbahn geredet wird. Noch vor einigen Mo,
naten dachte man, die Straßenbahn muß ja ſehr viel verdienen
daß ſie ſich in der teuerſten Zeit ſo viele koſtſpiele Umbauten
teiſten kann. Da wurden eine Menge Geleiſe ausgewechſelt
einfache Geleiſe verdoppelt, Schienen geſchweißt, neue große An
hängewagen angeſchafft, die noch übrigen eingleiſigen Strecken
durch rote und grüne Lampen blockiert und ſchließlich das Rollen.
ſyſtem durch den Bügel erſetzt, was auch eine durchgehende Aen
derung der Drahtaufhängung bedingte. Dieſe Rieſenausgaben
ſollten gemacht ſein, um Jahr ſpäter den Betrieb gang oder
teilweiſe einzuſtellen? Dann hätte man doch dieſe Kapitalien
ſparen können. Ein paar Jahre wäre es auch noch auf den alten
Geleiſen gegangen und mit der Rolle. Magdeburg hat heute auch
noch das Rollenſyſtem. Aber nachher iſt man ja immer klüger
als vorher. An eine derartige Steigerung der Kohlenpreiſe,
der Löhne und Gehälter haben wohl ſelbſt die eingeweihten
Kreiſe nicht gedacht. Mit der Stillegung des Betriebes oder auch
nur einer erheblichen Einſchränkung ſollte man aber doch ſehr,
ſehr vorſichtig ſein. Die Einnnahmen fallen dann zwar aus
aber die Ausgaben noch lange nicht. Selbſt wenn man den Be
trieb ganz ſchließt und alle Angeſtellten entläßt, ſo bleibt
noch die erhebliche Verzinſung des Anlagekapitals,
abgeſehen davon, daß eine Stadt von der Ausdehnun, Halles
ohne Straßenbahn ein ganz unhaltbarer Zuſtand wäre.

Was geſchehen kann, um den Betrieb ohne Zuſchüſſe au
u erhalten, kann von außenſtehenden nie wirklich beurteilt wer-en Direktion und Kuratorium müſſen hierüber in erſter Linie

gehört werden reſp. fich äußern. Dieſe beiden Jnſtanzen ſind da
u da, einen Ausgleich zwiſchen den Intereſſen des Betriebes undSegen der Stadt herbeizuführen. Es iſt Sache der Stadtverord-

netenverſammlung, dafür zu ſorgen, daß im Kuratorium Leute
ſitzen, die einen Betrieb wie die Straßenbahn verſtehen und über
ſehen können. Sach verſtändnis iſt da beſſer alz
politiſche Richtung.Jn erſter Linie iſt natürlich dafür zu ſorgen, daß der Betrieh
ſo ſparſam geführt wird wie möglich, daß vor allem die Ver-
waltungskoſten auf das äußerſte eingeſchränkt werden. Ein
Konſtruktionsbüro iſt jetzt überflüſſig, wenn ſchon die beſtehende
Bahn nicht ventiert, ſo kann an Erweiterungen bei den jetzigen
Preiſen eben nicht gedacht werden. Alle Umbauten, Verlegung
er Wagenhalle und des Verwaltungsgebäudes uſw. müſſen zu
rückgeſtellt werden, ſobald ſie Geld koſten und nicht nachweislich
eine Erhöhung der Rentabilität bringen. Ob ſolche kleinen
Mittel, wie nächtlicher Güterverkehr, etwas nützen, bedarf reich
licher Ueberlegung und Berechnung, eine gewiſſe Unterlage
könnte ja der jetzt beſtehende Kohlentransport geben. Man

im September 1914 die Zer-
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ſchvecke aber im Notfall nicht vor ſtarken Mitteln zurüch,
etwa der Wiedereinführung des Zahlkaſtenſyſtems.

Zur Hebung der Einnahmen iſt die erſte Bedingung An
regung des Publikums zum Fahren. Jn dieſer Be
ziehung iſt die jetzige Politik keineswegs verkehrsfördernd. Die
Einführung der Linien 1A, 7A, 8A uſw. wirkt unüberſichtlich
und ſtörend. Will mit z. B. mit der 8 zur Poſt fahren, ſo kann
man ſicher ſein, daß zunächſt erſt einmal eine 8 vorbei kommt.
Mancher ſagt ſich dann von vornherein: „Es kommt doch erſt eine
8 A, da gehe ich lieber gleich gutwillig zu Fuß.“ Dann mutz zur
Einhaltung des Fahrplans die 8 über die nähere Streke an der
Poſt vorbei ebenſo lange fahren, wie die 8 A auf der weiteren
Strecke über den Markt. Das macht ca. 3 Minuten aus. Das
Tempo in der Friedrichſtraße iſt daher oft geradezu veſchämend
langſam. Ebenſo darf die 1 A auf der direkten Strecke Reil-
ſtraße Markt nicht kürzer fahren, als die 1 auf dem großen Um-
weg über das Walhalla Es iſt auch eigentlich gar nicht einzu
ſehen, warum ſolche ungeeigneten Mittel angewendet werden,
nur um das Umſteigen zu vermeiden, und warum das Umſteigen
dann noch mit 10 Pfg. Strafe belegt wird, warum z. B. eine
Fahrt von der Poſt nach dem Schlachthof teurer iſt als eine von
der Seebener Straße nach Büſchdorf. Das iſt doch lediglich Be
quemlichkeit der Straßenbahnverwaltung unter Einſchränkung
der Bewegungsfreiheit des Publikums.

Jch würde empfehlen, einen Verſuch zu machen mit Fahr-
preiſen von 50, 75 und 100 Pfg., je nach Lä der Fahrt, aber
ermäßigte Fahrſcheinhefte zu 10 Mk. auszugeben mit je 24, 16
und 12 Fahrſcheinen. Es iſt ganz berechtigt, daß ſeltene Fahrer
etwas mehr bezahlen als regelmäßige, bzw. Auswärtige mehr als
Einheimiſche. Außerdem werden ſich viele Heftchen kaufen, um
zu ſparen, wenn ſie aber erſt Fahrſcheine haben, ſo geben ſie
dieſe viel leichter aus als den Fahrpreis. Einmaliges Umſteigen
iſt ohne Preiserhöhung zu geſtatten, und zwar iſt auf den Fahr-
ſcheinen nur der Einſteigeabſchnitt und die Zeit zu bezeichnen.
Der Umſteigeort iſt gang dem Belieben des Fahrgaſtes zu über
laſſen. Die Linien ſind ſo gerade wie möglich durchzuführen,

(Nachdruck verboten.)

Die Kinderloſen
Roman von Marie Diers.

Da hatte ſie gedacht, ihr Tagewerk ſei nun fertig, der
Feierabend da, ſie könne ſitzen und ihre alten Knochen aus
ruhen und zugucken, wie andere es trieben, und nun hatte
ſie erſt recht die Hucke voll. „Je, Jung', hätt ick dat wüßt, ick
hett jawoll mien Geſchäft nich upgäben“. Und der Tien
machte runde Augen, was denn das mit ſeiner „Richtigen“
zu tun hätte, aber ſie hatte einen ganz folgerechten Ge
dankenfaden im Kopf. Mit ihren Roſen wäre ſie ſchon in
alle Häuſer hineingekommen, und wenn ſie damit auf dem
Markt geſeſſen hätte, ſo war es ſo gut, als wenn ſie über

e Mamas und ihre Töchter Generalbeſichtigung
abhielt.

„Ja, Jung', dat helpt woll nicks, denn ſo möt ick doch
woll wedder 'n lütten Verköpsſtand upmaken“, ſagte ſie, aber
kaum, wie ſie das heraus hatte, da ſchüttelte ſie auch ſchon
den dürren, eckigen Kopf mit dem braunen Knüpftuch, das
die grauen Haarſträhne feſthielt, denn ihr war ein anderer
Gedanke dazwiſchen geſchoſſen.

Das ſei doch auch wieder verkehrt. Der Tien hatte doch
hohe junge Damen im Kopf und konnte ſie auch haben.
Aber wenn ſeine Mutter auf dem Markte ſaß und hökerte,
dann war es am Ende den Mamas nicht gut genug. Und
wie das über ſie kam, da fing auch ſchon in ihrem alten Blut
das Sieden an. Was, der Tien nicht gut genug? Nach
dem Jungen konnten ſie ſich alle die Hälſe verrenken, wie
ſie da waren, und es war immer noch Gnade von ihm.
Solchen Jungen gabs unter Tauſenden nicht einen, und die
wollten noch großtun mit ihren Hungergroſchen?

Jmmer wilder wirtſchaftete die alte Matte mit ihrem
Sieb herum, als lägen die Mädels drin, unter denen der
Junge wählen ſollte. Draußen fiel Frühlingsregen, er
klatſchte auf den Trittſtein vor der offenen Windfangtür.
„Je jo, je jo murrte die Alte. Jhr war, ihr ſei ihr
ganzes Leben lang noch keine Arbeit ſo ſchwer geworden, als
wiſchen dieſen Mädels durchzufinden, hatte auch nicht das
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Gefühl dabei, als hatte der Tien ſelber Augen im Kopf, wie
alle anderen jungen Leute, wie ihre übrigen Kinder und wie
ſie ſelbſt gehabt hatte. Nein, da war ſie ganz mit ihm ein
verſtanden, daß ſie das beſorgen müſſe. Aber o jemine, das
war das ſauerſte Stück, das ihr jemals aufgelegen hatte.

Sie ſtellte das Sieb zur Seite, ſetzte ſich auf einen drei
beinigen Schemel, auf dem der alte Jonenz immer den Baſt
ſchnitt, und ſtemmte die Hände wie zwei Keulen in den
Schoß. „Sech mi nu mal ordentlich un in de Reih, wo de
Dierns ſik anſtellen un wat mit de Fomili los iſt,“ gebot ſie.

„Ja, Mutter, wie ſoll ich Dir das ſagen,“ widerſprach
Tien ungeduldig, der zwar von ſich aus gern genug ſchwatzte,
aber es unpaßlich fand, ſich gleichſam Handſchellen anlegen
und ſich auf einen beſtimmten Weg leiten zu laſſen. „Fräu-
lein Geigenbauer, die mit den roten Haaren

„Rode Hoor döcht nicks“, ſagte die Alte beſtimmt, die
jetzt anfing, ſich in ihre Aufgabe hineinzufühlen. „Rode
Hoor kündet ein hinterliſtig, falſch Gemäut. Dor bliff von
weg, Jung.“

„Ach Mutter,“ ſagte Tien, „das iſt ja ein ganz oll däm
lich Aberglaube.“ Aber wie das ſo kommt, er war noch ein
Junge durch und durch, und der Abſcheu in der Mutter Ge-
ſicht machte ihm doch Eindruck, verleidete ihm jählings das
blendend ſchöne, nicht mehr ganz junge Mädchen, die Bürger-
meiſterstochter, mit der er ſchon auf zwei Familienbällen die
Nächte durchtanzt hatte.

„Awerglaube oder nich,“ ſagte Matte Gallöper hart-
näckig, „wat is dat is, da trecken wi nicks von aff. De leiw
Gott gifft uns mennichmol ſien Teiken up allerlei Ort. Rode
Hoor, da mak du di nicks mit to ſchaffen. Kriegſt nahſten
rothoorige Jungens, de war'n di jo in de Schaul utlacht.“

„Ja, ja,“ ſagte Tien nachdenklich. Er dachte an einen
rothaarigen kleinen Mitſchüler, dem hatten ein paar von
ihnen bös zugeſetzt. Na, denn nicht. „Mutter, was ſagſt du
denn zu Röſe Ziller? Die iſt eine Lachtaube, ſag ich dir, und
W kann ſie, der ihre Kartoffelpuffer ſind deinen nicht
nach.“

„Jung, iſt das eine von den ollen Doktor Ziller ſein?“
Ja, das wäre ſeine Jüngſte, ſagte Tien. Aber ſie hielte

das ganze Haus in Ordnung, und manchmal hätten ſie nicht
ganz ſatt zu eſſen, aber ſie beſorgte das ſchon, daß der Alte
das gar nicht merkte.

„Ach wat, Jung,“ ſagte die Mutter und bohrte ihre
Keulen noch tiefer in den Schoß. „De nimm du jo nich. Mag
en gaut Mäken ſien, äwer de kriggt ſo keinen Penning mit.
Nee, da lat de Fingers von. Wenn ji ierſt dat Hus voll
Kinners hebbt, dann geiht dat Wehklagen an. Du wiſt dien
Kimmers ovok mal ſeker ſtellen. Tien, dat kenn ick. Du wiſt
eines Dags nich vör ſei ſtehn mit leere Hänn' un ein ver
legen Geſicht. Dat is allens ganz gaud, äwer ein ohn Geld,
de nimmſt du mi nich.“

„Ach, Mutter,“ ſagte Tien ärgerlich, „du denkſt aber auch
zuweit voraus.“

Das müſſe ſie, ſagte die Alte unbewegt. Sie habe ſelber
in ihrer Jugend kein Geld gehabt und wiſſe, wie ſauer das
Leben dann ſei. Und dazu habe ſie ihre Kinder nicht groß
gekriegt, daß ſie nun in Sauertöpfe treten.

Aber ſie gäbe ihm doch genug, meinte Tien. Und er
verdiene doch ſelber.

Das Geld müſſe von beiden Seiten kommen, beharrte
die Mutter. Sonſt laufe die Ehe ſchief. Und ein armes
Mädchen, das ins Geld hinein heirate, ſei ſchlimmer als ein
Loch im Beutel. Die laſſe alles herauslaufen, weil ſie meine,
nun ſei ſie im Vollen und könne nie mehr den Boden ſehen.

Tien war nicht ganz überzeugt. Sein dummes, flatt-
riges und verzogenes Jungensherz hatte wirklich allen Ernſt,
den es zur Zeit beſaß, ein bißchen an die kleine, fröhliche
Doktorstochter gehängt. Sie könne ſogar verbinden, warf
er noch als letzten Trumpf hin. Sie habe neulich dem alten
verſoffenen Steinmetz das aufgeſchlagene Bein gonz regel
recht in Stand gebracht, weil weder er noch der Alte zu haben
geweſen ſei.

„Fi Deibel,“ ſagte Matte. Das werde ihm wohl als
Mann nicht paſſen, wenn ſeine Frau jeden ollen Kerl überall
anfaſſen wolle. Da ſagte Tien mürriſch, ob ihr denn auch
die Dritte nicht gefalle. Das ſei die Minnie Vogt aus
Pötſchendorf, und das ſei eine ganz Feine, aber ſo lachen
wie die Fſeino Da Tor 5582 Fünn o ſo nicht ortſ. folgt.)
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1 von DTrokha zum Ranniſchen Aber Ulrichſtraßerer Neeodeburger Straße um ver uſw. Auf jeder
aber nur eine Linie zu fahren, aber die mit 1

1 e e 2 2r rn; Anhänger ſind im Betrieb billiger als Motor

le e 2 üwenn dies alles nicht hilft, dann bleibt nur
übrigen Linien könnten entſprechend verkürzt

en oder Verpachten des ſozialiſierten Betriebes an ein
rivat

werden.
noch der Zahl

unternehmen
Dipl.-Jng. Volhard, Beratender Jngenieur.

Eine Verſammlung der Kirchenälteſten, Pfarrer und Kirch
allehter der nkreiſe Halle Land I, II und Gollme be
Zftigte ſich am Montag nachmittag im „St. Nikolaus“ mit der
tigen Frage der e der Küſter, Kantor und Orga
enObliegenheiten. Die Verſammlung, welche Superintendent
ellwig Giebichenſtein eröffnete und leitete, war auf An
gung des Kantoren und Organiſtenvereins zuſtande gekommen.
c erſte Referat erſtattete Kantor Siebenbrödt Ammen-
yf über die niederen Küſterdienſte, deren baldigſte Ablöſung er
hat. Superintendent D. Paſche Dieskau betonte in ſeinem
rreferat, daß es niemand gäbe, der die Abtrennung der nie
en Küſterdienſte nicht wünſſhe. Leider iſt die Trennung im

e J nicht ausgeſprochen. Jmmer nochwwendet der Staat Millionen von Geldern aus dem Einkom-
der Kirche zur Lehrerbeſoldung, die ſonſt zur Erhöhung des

ſirchenamtseinkommens der Lehrer verwendet werden könnten.
ch lebhafter Ausſprache wu folgender Antrag D. Paſche
genommen, der an die Regierungen in Berlin und Merſeburg
wie an das Evangeliſche Konſiſtorium in Magdeburg eingereicht
erden ſoll: „Die am 21. Juni 1920 zu Halle tagende Ver
mlung der Kirchenälteſten, Geiſtlichen Und Kirchſchullehver
x Kirchenkveiſe Halle Land I, II und Gollme hält die dauernde
rennung des Schul und Kirchenamtes und des gemeinſamen
ermögens für erforderlich. Bis zur Erreichung dieſes Ziels
dahin gewirkt werden: 1. daß kein nachweislich kirchlicher Teil
z gemeinſamen Amtseinkommens für die Lehrerbeſoldung, ſon
n für das Kirchenamt verwendet wird; 2. daß in erſter Linie

s den Mitteln der Küſterei die niederen Kirchendienſte überall
gelöſt werden, und zwar bis 1. Oktober d. J. wenigſtens durch
zrläufige Regelung.“ Kantor Hofmeiſter Sennewitz be
htete über die Wünſche der Lehrerſchaft betr. des Leichen
ngens. Er forderte aus äſthetiſchen Gründen Wegfall des
zingens im Gehöft und auf dem Wege. Verlegung in die Kirche.
frhohung der Gebühren. D. Paſche betonte beſonders die Ge
nitswerte, die im Geſange liegen und die es als dringend wün
jhenswert erſcheinen laſſen, das Leichenſingen pfleglich zu be
endeln. Jn der Ausſprache wurde von ſeiten der Kirchenälteſten
etont, daß man den Geſang am Hauſe keinesfalls miſſen möchte.
der Geſang in der Kirche wird nicht überall möglich ſein. Ueber
ſie notwendige und zeitgemäße Erhöhung der Gebühren herrſchte
finverſtändnis. Schließlich wurde ein dahingehender Antrag
Sup. Hellwig mit Mehrheit angenommen.

Der Halleſche Hausfrauenbund, die hieſige Berufsorgani
tion der Hausfrauen, der alle Hausfrauen, gleichviel welcher
artei, welchen Standes oder welchen Glaubensbebenntniſſes, an
hören ſollten, hat eine neue, ſehr dankenswerte Arbeit be
gonnen. Er hat die häusliche Nothilfe ins Leben ge-
rufen. Die Hausfrauen, gleichviel ob ſie ſich Hausangeſtellte

alten oder nicht, ſind häufig durch Erkrankung, durch eine Reiſe
ber durch augenblickliche Häufung von allerhand Hausarbeiten,

die ſchnell erledigt werden ſollen, in die Lage verſetzt, möglichſt
ſofortige, meiſt aber nur vorübergehende Hilfe zu benötigen. In
dieſen Fällen ſoll die häusliche Nothilfe eintreten. Als Helfe
rinnen ſind in erſter Linie Mädchen und Frauen gedacht, edie
feinen ſtändigen Beruf haben und einige Stunden täglich er
übrigen können. um in anderen Familien aushilfsweiſe einzu
ſpringen. Die Tätigkeit ſoll nicht ehrenamtlich, ſondern gegen Be
zahlung ausgeübt, aber nicht zur Dauerſtellung werden. Somit
iann die häusliche Nothilfe auch nicht als Gefahr für die Verufs-
hausangeſtellten angeſehen werden. Zurzeit gibt es in allen
Kreiſen unſerer Bevölkerung, auch in dem ſo ſehr belaſteten
Nittelſtande, Frauen und Mädchen, die täglich einige Stunden
R exeröbrigen könnten und, falls ſie dieſe übrige Zeit als häusliche
M Pothilſe an wenden würden, nicht nur für ſich einige Mark
Taſchengeld verdienen, ſondern auch ihren bedrängten Mit-
ſhweſtern eine große Hilfe ſein würden.

Die Nationalökonomiſche Sprechſtunde des Privatdozenten
Dr. Ernſt Grünfeld ſoll, wie uns dieſer mitteilt, fortan auch
dem Publikum zugänglich ſein, um dahingehenden Wünſchen zu
entſprechen. Nach vorheriger Anmeldung (Lafontaineſtraße 28,
Fernſprecher 1950) iſt der Genannte zu Auskünften in ein
ſchlägigen Berufs, Studien uſw. Angelegenheiten bereit. Die
Leratung geſchieht für jedermann unentgeltlich.

Warnung. Eine auswärtige Firma vertreibt ſeit einigen
Tayen in einzelnen Stadtteilen ſogenannte Kochgas-Regulierer
und Sparer und verſucht den Eindruck zu erwecken, als ob dies
im Einverſkändnis mit der Verwaltung der Gas- und Waſſer
werke geſchehe. Die Verwaltung ſteht aber, wie ſie uns mitteilt,
der Sache völlig fern; ſie warnt im Gegenteil vor Ankauf, weil
eine Erſharnis an Gas dadurch nicht erzielt werden kann.

Schwurgericht. Jn der Sihung am 21. Juni unter dem
Vorſitz des Landgerichtsdirektors Thorweſt wurden als Ge
ſchworzne ausgeloſt die Herren: Kaufmann Franz Baum
gärtel- Halle (Obmann), Gärtner Alwin Böttcher-Reide-
burg, Mechaniker Bruno Weber-Halle, Kaufmann Albert
Schwabach Halle, Gutsbeſitzer Otto Fuß Paſſendorf,
Architekt Karl Keuſen-Halle, Gutsbeſitzer Berthold Gaul-
Leißen, Gutsbeſitzer Albert Riſchke-Dölau, Handelsvertreter
Paul Koch Halle, Schneider Willi Studt-Halle, Privatier
Valdemar Klein Halle, Gutsbeſitzer Hugo Fritzſche Aſen
dorf. Die Anklagebehörde vertrat Stgatsanwalt Heuſer, die
Rechtsanwälte Spilling und Dr. Müller hatten die Ver

Reidigung der Angeklagten. Unter Ausſchluß der Oeffentlich-
it wurde gegen zwei in Reideburg wohnende Bahnangeſtellte
gen Notzucht verhandelt. Der Staaksanwalt beantragte ſelbſt

reiſprechung. Die Geſchworenen verneinten die Schuldfragen,
worauf die Angeklagten auf Koſten der Staatskaſſe freigeſprochen
wurden

„H. 5.“ Sportberichte
12. Ruderregatta am Sonntag, 4. Juli 1920

J veranſtaltet vomSaale Regattaverein e. V. Bad Neu-Ragoctzzy
euf der Saale zwiſchen Lettin und Bad Neu

Ragocgz h.
Sonnabend, den 3 m ab nachmittagsnabend, den 3. Juli. Es ſtarten 83 i

Steuermannsloſe Boote, 2. Boote mit
2. Hauptrennen.

Sonntag, den 4. Juli 1920.
2 Uhr 80 Min. 1. Rennen. Jungmann- (An

fängerſPierer. Zugelaſſen ſind nur Gigboote. 1. Cal
ger Ruderklub. 2. Torgauer Ruderverein. 8. Halleſcher
iuderklub. 4. Magdeburger Ruderklub. 5. R.G. Wiking, Leip

zig. 6. R.G. Raguhn. 7. Halleſcher R.G. von 1874 (Relſon).
R. C. Hanſa, Bernburg. 9. R.-V. Neptun, Leipzig. 10. R.-C.
Saxonia, Dölau. 11. Halleſcher R.V. Völlberg.

2. Uhr 45 Min. 2. Rennen. Richard Günther,SedächtnisVierer. Wanderpreis. 1. Halleſcher
2 R. C. Wiking, Leipzig. 3. Merſeburger R.G. 4. Magde-
urger R.C. 5. Halleſcher R.V. Völlmann.

s Uhr. 8. Kennen. Einer. Ehrenpreis. 1. Halleher R.-V. Völlberg. 2. Dresdener Ruderverein. 3. Halleſcher
V. Völlberg. 4. R.G. v. 1874 (Nelſon), Halle. 5. Dresdener

Ruderverein.

1. Ruderverein Neptun, Leipzig. 2. Torgauer R.V.,

.-C.

4. Rennen. Junkfor-Vierer.
Torgau.

3. Weißenfelſer R.V. 4. Merſeburger R.-G. 5. Deſſauer R.V.
6. Halleſcher R.V. Böllberg. 7. Halleſcher RuderClub. 8. R.-G.
Wicking, Leipzig. 9. R.C. Hanſa, Bernburg. 10. Berliner R.C.
Germania. 11. Ruderklub Saxoniga, Dölau. 12. Calbenſer
Ruderklub, Calbe. 13. Hall. R.G. von 1874 (Nelſon).

83 Uhr 40 Min. 5. Rennen. Stadt Halle-Vierer. Herausforderungspreis. 1. R.-G. Wicking, Leipzig.
4 Uhr. 6. Rennen. Akademiſcher Vierer.

1. Halleſcher R.V. Böllberg. 2. Hall. R.-G. v. 1874 (Nelſon).
3. Halleſcher R.C.

4 Uhr 20 Min. 7. Rennen. Jungmann-Achter.
Ehvenpreis, gegeben von zwei Mitgliedern des Halleſchen Ruder
Clubs. 1. Dresdener Ruderverein. 2. Halleſcher R.-V. Böllberg.
3. Magdeburger R.C. 4. Hall. R.-G. v. 1874 (Nelſon). 5. R.G,
Wicking, Leipzig. 6. Deſſauer R.V.

4 Uhr s5 Min. 8. Rennen. .Doppel-Zweier
ohne Steuermann. Herausforderungspreis. 1. Halleſcher
R.-V. Böllberg. 2. Halleſcher R.V. Böllberg. 8. Hall. R.-G. von
1874 (Nelſon). 4. Dresdener R.V.

4 Uhr 50 Min. 9. Reynen. VerbandsVierer.
Großer Vierer. Wanderpreis. 1. R.-G. Wicking, Leipzig.

56 Uhr 10 Min. 10. Rennen. Jungmann-
Vierer. 1. R.G. Wicking, Leipzig. 2. Magdeburger R.C.
3. R.-C. Hanſa, Bernburg. 4. Weißenfelſer R.-V. 5. R.-C.
Raguhn. 6. Halleſcher R.V. Böllberg. 7. R. V. Neptun, Leipzig.
8. R.C. Saxonia, Dölau. 9. Merſeburger R.-G. 10. Halleſcher
R.-V. Böllberg, 11. Halleſcher R.-C., 12. Berliner R.C. Ger-
mania. 13. Hall. R.-G. v. 1875 (Nelſon). 14. Dresdener R.V.
15. R.-C. Wittenberg. 6. Dresdener R.V.

s Uhr 25 Min. 11. Rennen. Jungmann--Einer.
1. Hall. R.G. v. 1874 (Nelſon). 2. Dresdener R.V. 3. Halleſcher
Ruder-Club.

s Uhr 40 Min. 12 Rennen. Vierer (beſchränkt).
1. Torgauer R.-V., Torgau. 2. Calbenſer R.-C., Calbe.
z. Merſeburger R.G. 4. Weißenfelſer R.-V. 5. R.V. Neptun,
Leivzig. 6. R.C. Hanſa, Bernburg. 7. Halleſcher R. V. Böllberg.
8. Magdeburger R.-C. 9. Hall. R.-G. v. 1874 (Nelſon). 10. Ber
liner R.-C. Germania. 11. Halleſcher R.-C. 12. Merſeburger
R. G.

6 Uhr. 18. Rennen. Großer Achter. 1. Deſſauer
R.-V. 2. R.-G. Wiking, Leipzig.

Die Mitteldeutſchen Leichtathletik-Meiſterſchaften 1920
kammen am 1. Auguſt auf dem Dresden er Sportplatz Oſtra
gehege zur Entſcheidung. Ausgeſchrieben ſind die Meiſterſchaften
im Laufen über 100-, 200-, 400-, 800-, 1500- und 5000-Meter-
Laufen ſowie im 100-MeterHürdenlaufen, ferner im Hoch,
Weit- und Stabhochſprung, Kugelſtoßen, Diskus- und Speer-
werfen, im viermal 100- und dreimal 1000-Meter-Staffellauf.
Den Damen iſt eine 100-MeterMeiſterſchaft, eine ſolche im
Kugelſtoßen (5 Kilogramm), Weitſprung und viermal 100-Meter-
Staffellauf reſerviert.

Volkzswirtſchayr.
Abdruck der mit einem verſehenen Original- Artikel und Original- Meldungen des
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Queſenangabe Halleſche Zeitung geſtatte

Für Aufhebung der Zuckerzwangewirtſchaft
Die Vereinigung zur Hebung des Zuckerrübenbaues und des

Zuckerverbauchs E. V. hat eine Eingabe an den Reichs
miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft und den preußiſchen
Miniſterpräſidenten Braun gerichtet, in der es u. a. heißt: „Die
geplante teilweiſe Freigabe der Kartoffeln, die in Ausſicht ge
nommene Stickſtoffpreiserhöhung, die Haferbeſchlagnahme und
der große Mißerfolg der vorjährigen verſpäteten Bekanntmachung
der Preiſe, ſowie die zu niedrigen Preiſe, geben uns Anlaß,
wegen Hebung des Zuckerrübenbaues im Intereſſe verbeſſerter
und verbilligter Volksernährung, ergebenſt hierdurch zu bitten, die
Zwangswirtſchaft, ſowohl für dieſes Jahr als auch für nächſtes
FJahr, ſofort aufheben zu wollen, da wir hierin jetzt mehr denn je
die einzige Möglichkeit erblicken, daß der Rübenbau eine ge
nügende Anbauausdehnung erfährt. Die geplante Freigabe
eines Teiles der Kartoffelernte kommt in bezug auf Wirkung
hinſichtlich der Ausdehnung des Kartoffelbaues der Einführung
der freien Wirtſchaft für dieſe Frucht gleich. Eine ähnliche Mafz
nahme iſt für Rüben aber nicht anwendbar, und ſo würde dev
Rübenanbau infolge ſtark vermehrten Anbaues von Kartoffeln
ſehr benachteiligt werden. Der Anbau der Zuckerrübe würde
zweifellos eine erhebliche Verringerung erfahren, wenn einſeitig
nur für Kartoffeln die freie Wirtſchaft eingeführt würde. Hier-
durch würde die Geſamterzeugung an Nährſtoffen nz
erheblich zurückgehen und die Zuckernot un erträglihh werd
Um dieſem Uebelſtande zu entgehen, erſcheint uns die freie Wirt
ſchaft ebenfalls für Zuckerrüben das alleinige Mittel. Srhalten
die Stickſtoffabriken die gewünſchte Preiserhöhung von 25 Proz.
vom Reiche, dann iſt bei feſtem Zucker- und Rübenpreiſe der
Landwird leider nicht mehr kaufkräftig für Stickſtoffdünger.
entgehen wäre dieſem großen Uebelſtande auch nur durch A
ſchaffung der r r wodurch es außerdem bal-
digſt ermöglicht würde, Zucker auszuführen und unſere Valuta
weſentlich zu heben, da der Verbrauch im Jnlande an Grenzen
gebunden bleibt, die bald erreicht ſein würden. Eine verbeſſerte
Valuta würde Einführungsmöglichkeiten bringen, ſo daß die
Preiſe für Bedarfsartikel ſinken müßten und könnte dann an den
Abbau der Löhne gedacht werden. Die erfolgte Haferbeſchlag-
nahme wird es mit ſich bringen, daß viele Rüben zu Pferdefutter
verwendet werden, was ebenfalls bei freier Zuckerwirtſchaft ver
mieden würde.

3 Uhr 20 Mrn.

Erhöhung der Eiſenbahngütertarife? Die Münchener Ab-
teilung des Reichsverkehrsminiſteriums teilt auf eine Anfrage
der „MünchenAugsburger Abendzeitung“ mit, daß nicht die Ab
ſicht beſtehe, die Perſonentarife im Eiſenbahnverkehr neuerdings
zu erhöhen. Es ſei aber nicht ausgeſchloſſen, daß die Eiſenbahn
gütertarife noch weiter erhöht werden. Die Erhöhung werde ſich
wahrſcheinlich zwiſchen 30 und 50 v. H. bewegen.

Spiritus aus Kohlen und Kalk.. Zur Ausnutzung einesneuen Verfahrens, wonach auf dem Ovdationswege aus Kohlen
und Kalk Spiritus gewonnen wird, gründen gegenwärtig ſächſiſche
Großinduſtrielle in Belgern bei Torgau mit 12 Mill. M. Kapital
eine neue Aktiengeſellſchaft. Eine Fabrik für eine vorläufige
Tagesproduktion von etwa 15 000 Litern Spiritus wird daſelbſt
errichtet. Man hofft, dieſe im Dezember in Betrieb nehmen zu
können. Verhandlungen mit der Reichsregierung ſind eingeleitet,
um dem ſo erzeugten Spiritus eine Ausnahmebehandlung zu
ichern.h Zuſammenſchluß in der Jnduſtrie der Steine nnd Erde.

Unter dem Namen Reichsverband der eutſchenMauerſtein-, Ziegel- und Toninduſtrioe haben ſich die
Landes- und Provinziglverbände der deutſchen Ton- und Kiegel-
induſtrie zu einem großen Intereſſenverband zuſammengeſchloſſen,
welcher hauptſächlich auch beim Abbau der Zwangswirtſchaſt mit
dem Baugewerbe und Bauſtoffhandel zuſammenwirken will.

Wagengeſtellung. Jm Eiſenbahndirektionsbezirk Halle
(einſchließlich der anſchließenden Privatbahnen) wurden am
16. Juni für Kohlen, Koks, Briketts und Naßpreßſteine geſtellt
5509 Wagen zu 10 To., nicht geſtellt 108 Wagen zu 10 To.; am
17. Juni geſtellt 5525 Wagen, nicht geſtellt Wagen; am
18. Juni geſtellt 5651 Wagen, micht geſtellt 217 Wagen; am
19. Juni geſtellt 5613 Wagen, nicht geſtellt 57 Wagen; am
21. Juni geſtellt 5654 Wagen, nicht geſtellt 18 Wagen.

Vortländiſches Elektrizitätswerk A.-G. in Bergen i. Vogtl.
Nach Tilgung von 117 959 M. Verluſtvortrag wird für da. ver

floffene Geſchäftsfahr eine Dividende von 4 Proz. E. V. v Proz.
vorgeſchlagen.

Neuregelung der LuxusſteuerErhebung in der Rauchwaren
branche. Den Bemühungen des Verbandes der Deutſchen Rauch-
warenFirmen, Sitz Leipzig e. V., mit Unterſtützung der übrigen
intereſſierten Verbände iſt es gelungen, durch Verhandlungen
mit dem Reichsminiſter der Finanzen folgendes zu erreichen:
Jn die endgültigen Ausführungsbeſtimmungen zum Umſatz-
ſteuergeſetz, die am 12. d. M. vom Reichsrat angenommen wur
den, haben Beſtimmungen Aufnahme gefunden, die es denjenigen
Rauchwarenhändlern, Pelzkonfektionären und Kürſchnern, weiche
lediglich Geſchäfte mit Wiederverkäufern tätigen, ermösglichen,
von der Entrichtung der Luxusſteuer mit der Wirkung beſreit zu
werden, daß dieſe nur von demjenigen Händler entrichtet zu
werden braucht, der die in g 15 Abſ. 2, Ziffer 10, aufgeführten
Gegenſtände (zugerichtete Felle er Herſtellung von Pelzwerk,
mit Ausnahme gewöhnlicher Haſen, Kanin, Katzen, Kund und
Schaffelle) an eine Perſon verkauft, die ſich nicht durch Vorlegung
der nachſtehend beſchriebenen Bezugsbeſcheinigung als Wiederver
käufer ausweiſen kann. Vorbedingung für die Befreiung von der
Entrichtung der Luxusſteuer iſt alſo, daß der Rauchwarenhänd
ler, Konfektionär, Kürſchner uſw. ſich von dem Käufer eine „Be
zugsbeſcheinigung“ vorlegen läßt, die den Käufer als Wiederver
käufer legitimiert. Beſitzt der Käufer eine derartige Bezugsbe
ſcheiniung nicht, ſo iſt unter allen Umſtänden ſeitens des Ver
käufers die Luxusſteuer zu entrichten. Die Bezugsbeſcheinigung
wird auf Antrag von dem Umſatzſteueramt ausgeſtellt. Der An
trag iſt jedoch nicht unmittelbar an das Umſatzſteueramt zu rich
ten, ſondern an den für den Käufer zuſtändigen Fachverband.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Jnfolge der Beſſerung der Mark

valuta im Auslande und darauf erfolgter Ermäßigung der hie
ſigen' Deviſenkurſe ſetzte der Börſenverkehr meiſt auf ermähigtem
Kursniveau ein. Beſonders waren hiervon Valutapapiere be-
troffen. Von Kolonialwerten verloren Otavi 30, Neuguinea 17,
Schantung 12 Prozent. Am Montanmarkt waren vorwi
Rückgänge von 2 bis 5 Prozent zu verzeichnen, Phönix büßte
ſogar 10 Prozent ein. Farbwerte waren zum Teil 4—-5 Prozent
niedriger. Von Eſektrizitätsaktien verloren A. E. G. 10 Prozent.
Auh Spezialpapiere waren teilweiſe empfindlich gedrickt. Köln
Rottweiler verlor 9, Hirſch Kupfer 7 Prozent, dagegen gewannen
Gebr. Böhler 7 Prozent. Gute Meinung machte ſich wiederum
für Petroleumwerte geltend. Deutſche Erdöl-Aktien ſtiegen bei
lebhaften Umſätzen um 20 Prozent, ſonſt war das Geſchäft allge
mein eng begrenzt. Am Anlagemarkt keine Aenderungen von
Bedeutung.

Produktenbericht. Am Produktenmarkt hatte Hafer bei un
regelmäßigen Preisbewegungen trägen Verkehr. Für Hülſen-
früchte beſtand das Geſchäft hauptſächlich in Umſätzen von zur
Neufütterung geeignetem Material. Namentlich Erbſen waren
mehr begehrt. Peluſchken und Ackerbohnen waren ruhig. Lu-

pinen und Serradellg waren luſtlos. Wicken hatten etwas mehr
Geſchäft. Heu und Stroh wurden mäßig umgeſetzt.

Elektrolytkupfer (Notierung d. Ver. f. dt. Slektro. Notig),
1666 Mark.

Berliner Metallnotiernungen
Berlin, 22. Juni. Preiſe für 1000 kg in Mark.

Rafſinade Kupfer 125/1175 Banca-Straits-Billton
Elektrolytkupfer ZinnOrig.-Hütten-Weichblei 425/450 99 h Hütten-Zinn
Remeltid-Platten-Zink 525/ 990 Rein-Nickel
Hütten-Rohzink 300/ Antimon-RegulusOrig.-Hütten-Alumin. 2400 00

Hafernotierungen:
Berlin, 22. Juni. Jnländiſcher Hafer, für 1000 kg in Mark

loko ab Speicher frei Wagen loko ab Bahn Mark,ſfoortige Abladung ab Abladeſtationen 2280--2240 Mark.

Berlin, 22. Junt,
Tendenz: ruhig.

Deviſen-Notierungen:

Geld Briet Geld BriefAmſterd. Rotterd. 1313.70 1316,30 NewYork 36.571/, 36 67
Brüſſel-Antwerp. 306.70 30730 Paris 297,20 297,80
Chriſtiania 629,35 630.65 Schweiz 671,80 673,20
Kopenhagen 606,90 608,10 Spanien 614,40 615,60
Stockholm 796,70 798 30 Wien (altes) uHelſingfors 172,30 172,70 Oeſterreich abgeſt. 26,341, 26,401

Italien 22450 Vrag S. SLondon 144,85 145,15-- l Budapeſt 21,97 22,03
Im freien Verkehr wurden nicht amtlich ermittelt
Dentsche Werte Deutsche Teberse e- Bl.

41 Deutsche Schatz- Deutsche Erdöl 900.scheine VI-IX 75.35 Dentsche Gasglühl. 5150,5 Deutsche Reichsanl 75.7 Deutsche Kali 412z o o 73.75 Deutsche r u. Mun. iv v 66.30 onnerswarkhütteß J i 6470 Döring u. Lehrmann 135.50
re a l arteger Farvs 852 .6) 2 rrelder Farben3 e 57.50 Engelhard B4 Charl. Stadfanl. 8999 g5 80 Folten T u ſe e 331
4 Magdeb Stadtanl. 91/06 96, Gasmotoren Deuntz 180,7549 n. Sächs. landschaft- Gebhardt u. Co.
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Provinz Sachew
Das Geſamtergebnis der Landtagswahlen

von Groß Thüringen
Mehrheitsſozialiſten 133 494;

S. P. 182 942;
Demokraten 47 714;
Bauernbund 134 260;
Deutſche und Deutſchnationale Volkspartei 149 462;
Kommuniſten 8385.

Es ſind gewählt: 11 Mehrheitsſozialiſten, 15 U. S. P.,
4 Demokraten, 11 Bauern, 12 rechtsſtehende Parteien.

Der Streit um die Bernburger Straßenbahn
J. Bernburg, 22. Juni.

Der Gemeinderat befaßte ſich zum dritten Male in öffent-
licher Sitzung mit dem Antrage des hieſigen Elektrizitätswerkes
um Genehmigung zur Einſtellung des Straßenbahn-
betriebes mit Rückſicht auf das Defizit, das für den Zeit
raum eines Jahres auf 350 000 Mk. errechnet wurde. Die an-

gebotene Entſchädigung von 14600 Mk. an die Stadt war vom
Gemeinderat als zu gering erachtet worden; man forderte
36 500 Mk. Jn den neueren Verhandlungen hat ſich die Ge
ſellſchaft bereit gefunden, jährlich 18 200 Mk. zu zahlen. Jedes
weitere Entgegenkommen hat ſie aber glatt abgelehnt. Sie will
die Frage vor ein Schiedsgericht zur Entſcheidung bringen, und,
um die Kompetenz dieſes Schiedsgerichts zu ſichern, einfach den
Fahrpreis erhöhen. Dieſen Schachzug aber wird die Stadt da-
durch unwirkſam machen, daß ſie die Erhöhung glatt anerkennt,
ſo daß das Schiedsgericht ausgeſchaltet und die Zuſtändigkeit
des ordentlichen Gerichts geſichert wird, das vorausſichtlich dahin
entſcheiden wird, daß der Vertrag der Geſellſchaft mit der Stadt
ein unteilbares Ganzes bildet, daß alſo nicht der eine Teil, der
der Geſellſchaft Schaden bringt, aufgehoben werden kann, wäh-
rend der andere Teil, der ihr nützt, aufrechterhalten bleibt. Es

wurde dabei mit der Möglichkeit gerechnet, daß die Geſellſchaft
bei Ablehnung ihres Antrages verſuchen wird, durch das ordent
liche Gericht eine auf Einſtellung des Betriebes lautende einſt-
weilige Verfügung herbeizuführen, und daß ſie, wenn ſie damit
nicht durchdringt, den Betrieb ohne weiteres einſtellt, ſo daß die
Stadt auf Weiterführung und auf Schadenerſatz klagen müßte,
was einen langwierigen Prozeß ergeben würde. Trotzdem
konnte ſich der Gemeinderat nicht entſchließen, ſich mit dem von
der Geſellſchaft gemachten Zugeſtändnis zufrieden zu geben, Er
nahm vielmehr einen Antrag an, der eine tägliche Ent
ſchädigung von 100 Mark forderte, alſo pro Jahr die
Summe von 36 500 Mk., ferner Aufrechterhaltung der Betriebs-
fähigkeit und Wiederaufnahme des Betriebes innerhalb dreier
Monate nach Stellung eines entſprechenden Verlangens durch
die Stadt. Nach dieſem Beſchluß muß damit gerechnet werden,
daß die Geſellſchaft verſuchen wird, eine ihr günſtige Ent
ſcheidung durch das Schiedsgericht oder das ordentliche Gericht
herbeizuführen.

I. Bernburg, 22,. Juni. (Große Obſtpachterträge.)
Die Obſtverpachtungen an den Kreisſtraßen haben im Kreiſe
Bernburg trotz der ſehr ſcharfen Pachtbedingungen horrende
Preiſe ergeben. Allein die Hartobſtverpachtungen brachten
200 665 Mk. hier ſind aber aus dem fünften Bezirk vier
Strecken nicht einbegriffen, über die im Verpachtungstermin
eine Einigung nicht erzielt werden konnte, die aber auch noch
einen nicht unerheblichen Betrag erbringen werden. Die
Pächter müſſen 75 Prozent der Ernte abliefern, die kurz vor
dem Pflücken von Sachverſtändigen geſchätzt wird. Die Preiſe
wurden feſtgeſetzt auf 60 Pfg. für das Pfund Frühbirnen,
70 Pfg. für Wirtſchaftsäpfel und Herbſtbirnen, 90 Pfg. für
Daueräpfel und 40 Pfg. für Pflaumen. Bei den Kirſchenver-
pachtungen wurden außerdem weit über 100000 Mk. erzielt.
Jn den Haushaltsplan für den Kreis waren für das laufende
Jahr an Einnahmen aus der Obſtverpachtung insgeſammt
120 000 Mk. eingeſtellt. Die wirklichen Einnahmen werden alſo
nahezu das Dreifache betragen. Bei der Hartobſtverpachtung
2 hre wurden 18 200 Mk. erzielt gegen 8500 Mk. im

orjahre.
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y. Nordhauſen, 22. Juni. (Jn der Sitzung unſe
Stadtverordneten) wurde zur m Geldbedd
niſſes unſerer Stadt in der nächſten Zeit
eines Darlehens von 15 Millionen Mark
bis 5 Prozent Zinſen und mit einer nach Ablauf dreier ah
einſetzenden Tilgung mit 2 Prozent beſchloſſen. Unſere St
beſitzt ſodann bei einem Vermögen von 34—85 Millionen M
eine Schuldenlaſt von 831 Millionen Mark. Der diesjähri
Haushaltsplan unſerer Stadt ſchließt in Einnahme und s
gabe mit 11007 000 Mk. ab (der vorjährige mit 4630 000 Mk.

y. Aus dem Kreiſe Grafſchaft Hohenſtein, 22. Juni. St
Verwaltung des Landratsamtes) unſeres Kreiſe
iſt jetzt dem Bezirksleiter des deutſchen Metallarbeiterverban
Otto Voß in Halle (Saale) zunächſt vertretungsweiſe über
tragen worden.

m. Quedlinburg, 21. Juni. (Freilichtbühne
1000jähriges Stadtjubiläum.) Die ſtädtiſchen v
hörden gehen mit dem Plane um, im ſtädtiſchen Park, dem Brüte
eine Freilichtbühne zu errichten. Es iſt ein ſehr geeigneter
ausgeſucht worden, deſſen Ausgeſtaltung zu einer Bühne mit
ringen Koſten verbunden wäre. Es wird beabſichtigt, auf
Bühne Sonntagsnachmittagsvorſtellungen zu
24. April 1922 kann Quedlinburg ſein 1000jähriges m
jubiläum begehen. Wegen der Zeitverhältniſſe ſoll von
ſonderen Feiern abgeſehen und ſtatt deſſen eine neue Chronik
Stadt herausgegeben werden. Jhre Bearbeitung iſt den beiden
verdienſtvollen Geſchichtsforſchern unſerer Stadt, dem Geheimtat
Dr. Kleemann und dem Oberrealſchuldirektor Dr. Lorenz, über
tragen worden. Die Stadt hofft auch, das Quedlinburger Schlot
vom Staat erwerben zu können, das zur Unterbringung de
Muſeums dienen ſoll. Vorläufig ſtellt aber die Regierung weg
zu hohe Forderungen.

gg. Gotha, 22. Juni. (Der Landtag) wird morgen
nicht zuſammentreten, weil noch immer keine Klärung hinſit,
lich der Zuſammenſetzung der Regierung beſteht. Die bürger
lichen Parteien und der Bauernbund verlangen eine neutrale
Beamtenregierung, was die Unabhängigen zu hintertreiben ver
ſuchen. Die Demokraten haben ſich hierzu noch nicht erllärt
ihre Stellung iſt verſchleiert.

Verantwortlich: Helmut Böttcher.
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Das endgültige Ergebnis der Reichstagswahlen vom 6. Juni
Der „Reichsanzeiger“ veröffentlicht die nachfolgende amtliche Feſtſtellung der am 6. Juni abgegebenen Stimmen und gewählten Parteivertreter:

R. W. V. R. W. V. R. W. V. R. W. V. R. W. V. R. W. V. B. W. R. W. V. R. W. R. W. R. W. V. R. W. V. R. W. R. W. V. 15 R. W. R. W.

1 2 3 4 s s [V.7 8 V.10 V.11 12 13 V. 14 V. 16 V. 17r e 3 r 2 DS a h 2 2 c2 d 8S Gültige Sozial vemſth un 35 l z Amenun etmren le r gen Deutſch r Deutſche abhäng. S T S Bayer. Hannov. S 2 S S 2 ParteienWablkreisverbände Porter trums demokr. nanale Volts ſozial- Z. Wie S Bauern uſw. S 5 s 223artei hartei Partei Volts- hartei demokr. Partei 2bund Landes e zDeutſchl. partei Partei S Deutſchl. S 7 S vartei Se S
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